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Schriftlidier Bericht 

des Innenausschusses 
(6. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

— Drucksache V/2378 — 


A. Bericht des Abgeordneten Hübner 


Der Bundestag hat den Entwurf in der 146. Sitzung 
am 17. Januar 1968 in erster Beratung ohne Aus- 
sprache dem Innenausschuß federführend, dem Ver- 
teidigungsausschuß zur Mitberatung und dem Haus- 
haltsausschuß gemäß § 96 GO überwiesen. Der Haus- 
haltsausschuß wird seinen Bericht gemäß § 96 GO 
gesondert abgeben. 

In einer ersten Beratung am 25. Januar 1968 hat 
der Innenausschuß dem Entwurf der Bundesregie- 
rung im Grundsatz zugestimmt. Er hatte, der Begrün- 
dung folgend, einen Wegfall der Verpflichtungs- 
prämie für Dienstzeiten von 12 und 15 Jahren mit 
Wirkung bereits vom 1. Januar 1968 akzeptiert. Die 
neuen Vorschriften für die Verpflichtungsprämie 
bei Dienstzeiten von 4 und 8 Jahren sollten ab 
1. Juli 1968 gelten. 


Die vom Innenausschuß in der Sitzung am 
14. Februar 1968 aufgenommene Empfehlung des 
Verteidigungsausschusses geht davon aus, diese 
unterschiedlichen Zeitpunkte nicht mehr vorzusehen. 
Ein rückwirkendes Inkrafttreten des Gesetzes ist 
nicht möglich. Das Gesetz soll daher nicht, wie im 
Entwurf vorgesehen, am 1. Januar 1968, sondern erst 
I am 1. Mai 1968 in Kraft treten. 

' Der Verzicht auf voneinander zeitlich verschiedene 
i Regelungen (Auslaufen der Dienstzeitprämien für 
; Verpflichtungen von zwölf und fünfzehn Jahren 
: einerseits, sowie Beginn der Neuregelung anderer- 
i seits) ist somit sachlich geboten; er ermöglicht auch 
eine einfachere Fassung des Gesetzentwurfes. 


Bonn, den 14. Februar 1968 


Hübner 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 


Drude: Bonner Univorsitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb : Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfdcb 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/2378 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 14. Februar 1968 


Der Innenausschuß 


Schmitt- V Ockenhausen 

Vorsitzender 


Hübner 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

— Drucksache V/2378 — 

mit den Beschlüssen des Innenausschusses 
(6. Ausschuß) 

Entwurf Beschlüssedes 6. Ausschusses 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Das Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. Dezember 1963 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 916), zuletzt geändert durch das Gesetz 
zur Neuordnung des Bundesdisziplinarrechts vom 
20. Juli 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 725), wird wie 
folgt geändert: 

1. Vom 1. Januar 1968 an wird § 47 a wie folgt ge- 
ändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Unteroffiziere und Mannschaften (aus- 
genommen Offizieranwärter), die sich in der 
Zeit vom 1. Januar 1968 bis zum 30. Juni 1968 
verpflichten und deren Dienstzeit auf 4 oder 
8 Jahre festgesetzt wird, erhalten eine Ver- 
pflichtungsprämie." 

b) In Absatz 2 Nr. 2 werden die Buchstaben i 
bis j gestrichen. 

c) Es werden folgende Absätze 4 und 5 ange- 
fügt: 

„(4) Die Verpflichtungsprämie ist zurück- 
zuzahlen, wenn das Dienstverhältnis vor Ab- 
lauf des für den Anspruch auf die Prämie maß- 
gebenden Zeitraumes nach § 54 Abs. 2 Nr. 2 
oder 3 oder § 55 Abs. 1 oder 5 des Soldaten- 
gesetzes oder durch Entlassung wegen Dienst- 
• Unfähigkeit endet, die der Soldat absichtlich 
herbeigeführt hat. Hat der Soldat eine Dienst- 
zeit von mindestens vier Jahren zurückgelegt, 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Das Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. Dezember 1963 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 916), zuletzt geändert durch das Finanz- 
änderungsgesetz 1967 vom 21. Dezember 1967 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1259), wird wie folgt geändert: 


§ 47 a erhält folgende Fassung: : 

' § 47 a 

„(1) Unteroffiziere und Mannschaften (ausgenom- 
men Offizieranwärter), die sich in der Zeit vom 
1. Mai 1968 bis zum 30. Juni 1971 verpflichten und 
deren Dienstzeit auf vier oder acht Jahre festgesetzt 
wird, erhalten eine Verpflichtungsprämie. 

(2) Die Verpflichtungsprämie beträgt 

1. bei einer erstmaligen Verpflichtung oder 
Weiterverpflichtung bis zum Ende des 
ersten Dienstjahres auf 

vier Jahre 2 000 Deutsche Mark, 

acht Jahre 4 000 Deutsche Mark, 

2. bei einer Weiterverpflichtung von 

vier auf acht Jahre 2 000 Deutsche Mark. 

Bei einem Wiedereintritt wird die Verpflichtung wie 
eine Weiterverpflichtung im Anschluß an die frühere 
Dienstzeit behandelt. 

(3) Bei einer Verpflichtung bis zum Ende des 
ersten Dienstjahres entsteht der Anspruch auf 
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ist ihm der Betrag zu belassen, den er bei 
einer Verpflichtung auf vier Jahre als Prämie 
hätte erhalten können. In dem sich aus Satz 1 
und 2 ergebenden Umfang erlischt der An- 
Spruch auf die Verpflichtungsprämie, die noch 
nicht gezahlt ist. 

(5) Wird vor Zahlung der Verpflichtungs- 
prämie ein Verfahren eingeleitet, das voraus- 
sichtlich zur Beendigung des Dienstverhält- 
nisses aus einem der in Absatz 4 Satz 1 auf- 
geführten Gründe führen wird, so wird die 
Zahlung bis zum Abschluß dieses Verfahrens 
ausgesetzt." 

2, Vom 1. Juli 1968 an erhält § 47 a Absatz 1 bis 3 
folgende Fassung: 

„(1) Unteroffiziere und Mannschaften (ausge- 
nommen Offizieranwärter), die sich in der Zeit 
vom 1. Juli 1968 bis zum 30. Juni 1971 verpflich- 
ten und deren Dienstzeit auf 4 oder 8 Jahre fest- 
gesetzt wird, erhalten eine Verpflichtungsprämie. 

(2) Die Verpflichtungsprämie beträgt 

1. bei einer erstmaligen Verpflichtung 
oder Weiterverpflichtung bis zum Ende 
des ersten Dienstjahres auf 

4 Jahre 2 000 DM, 

8 Jahre 4 000 DM, 

2. bei einer Weiterverpflichtung von 

4 auf 8 Jahre 2 000 DM. 

Bei einem Wiedereintritt wird die Verpflichtung 
wie eine Weiterverpflichtung im Anschluß an die 
frühere Dienstzeit behandelt. 

(3) Bei einer Verpflichtung bis zum Ende des 
ersten Dienst] ahres entsteht der Anspruch auf 
die Verpflichtungsprämie frühestens zwölf Mo- 
nate nach Abgabe der Verpflichtungserklärung, 
jedoch nicht vor Ablauf des ersten Dienst] ahres. 
Bei einer Weiterverpflichtung darf die Verpflich- 
tungsprämie nicht früher als eine auf Grund der 
erstmaligen Verpflichtung zustehende Prämie ge- 
zahlt werden." 


§ 2 

Vom 1. Januar 1969 an gilt § 47 a Abs. 3 des Bun- 
desbesoldungsgesetzes in der Fassung des § 1 Nr, 2 
entsprechend für Ansprüche auf Grund von Ver- 
pflichtungserklärungen, die bis zum 30, Juni 1968 
abgegeben worden sind. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1968 in Kraft. 


die Verpflichtungsprämie frühestens zwölf Mo- 
nate nach Abgabe der Verpflichtungserkiärung, 
jedoch nicht vor Ablauf des ersten Dienstjahres. 
Bei einer Weiterverpflichtung darf die Verpfiich- 
tungsprämie nicht früher als eine auf Grund der 
erstmaligen Verpflichtung zustehenden Prämie ge- 
zahlt werden. 

(4) Die Verpflichtungsprämie ist zurückzuzahlen, 
wenn das Dienstverhältnis vor Ablauf des für den 
Anspruch auf die Prämie maßgebenden Zeitraumes 
nach § 54 Abs. 2 Nr. 2 oder 3 oder § 55 Abs. 1 oder 5 
des Soldatengesetzes oder durch Entlassung wegen 
Dienstunfähigkeit endet, die der Soldat absichtlich 
herbeigeführt hat. Hat der Soldat eine Dienstzeit von 
mindestens vier Jahren zurückgelegt, ist ihm der Be- 
trag zu belassen, den er bei einer Verpflichtung auf 
vier Jahre als Prämie hätte erhalten können. In dem 
sich aus Satz 1 und 2 ergebenden Umfang erlischt der 
Anspruch auf die Verpflichtungsprämie, die noch 
nicht gezahlt ist. 

(5) Wird vor Zahlung der Verpflichtungsprämie 
ein Verfahren eingeleitet, das voraussichtlich zur 
Beendigung des Dienstverhältnisses aus einem der 
in Absatz 4 Satz 1 aufgeführten Gründe führen wird, 
so wird die Zahlung bis zum Abschluß dieses Ver- 
fahrens ausgesetzt." 


§ 2 

Vom 1. Januar 1969 an gilt § 47 a Abs. 3 des Bun- 
desbesoldungsgesetzes entsprechend für Ansprüche 
auf Grund von Verpflichtungserklärungen, die bis 

zum Inkrafttreten dieses Gesetzes abgegeben wor- 
den sind. 


§ 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. Mai 1968 in Kraft. 
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